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Pflicht und das Recht, Strafgefangenen Weisungen zu erteilen 
und deren Erfüllung durchzusetzen.

(2) Die Strafvollzugsangehörigen müssen
1. durch Einheitlichkeit im Handeln und vorbildliches Auf­

treten die strikte Einhaltung und Durchsetzung dieses Ge­
setzes und der dazu erlassenen Bestimmungen- gewähr­
leisten,

2. Gerechtigkeit bei der Behandlung der Strafgefangenen 
ohne Ansehen der Person und unabhängig von Nationali­
tät oder Staatsbürgerschaft, Rasse, weltanschaulichem und 
religiösem Bekenntnis oder sozialer Herkunft oder Stel­
lung wahren und die Menschenwürde achten,

3. bei der Durchsetzung von Vollzugsmaßnahmen korrekt, 
sachlich und entschieden auftreten.

K a p i t e l  IX

Die staatsanwaltschaftliche Aufsicht
§63

(1) Die Aufsicht der Staatsanwaltschaft gewährleistet die 
Wahrung der Gesetzlichkeit beim Vollzug der Strafen mit 
Freiheitsentzug und bei der Vorbereitung der Wiedereinglie­
derung.

(2) Die vom Minister des Innern und Chef der Deutschen 
Volkspolizei zur Durchführung dieses Gesetzes zu erlassenden 
Bestimmungen bedürfen der Abstimmung mit dem General­
staatsanwalt der Deutschen Demokratischen Republik.

(3) Der Generalstaatsanwalt der Deutschen Demokratischen 
Republik kann dem Minister des Innern und Chef der Deut­
schen Volkspolizei Vorschläge zum Vollzug der Strafen mit 
Freiheitsentzug unterbreiten.

§64
(1) Die Aufsicht der Staatsanwaltschaft über die Wahrung 

der Gesetzlichkeit beim Vollzug der Strafen mit Freiheitsent­
zug und bei der Vorbereitung der Wiedereingliederung um­
faßt :

1. die fristgemäße Einleitung des Vollzuges und die richtige 
Strafzeitberechnung,

2. die Wahrung der Rechte und die Durchsetzung der Pflich­
ten der Strafgefangenen,

3. die ordnungsgemäße Durchführung des Vollzuges, beson­
ders hinsichtlich der Einhaltung und Durchsetzung der 
Rechtsvorschriften über die Erziehung und Bildung, die 
Arbeitszeit, den Gesundheits- und Arbeitsschutz, die Ar­
beitsvergütung, die Unterbringung, Versorgung und me­
dizinische Betreuung der Strafgefangenen sowie die Ein­
haltung der Bestimmungen zur Gewährleistung von Ord­
nung und Sicherheit in den Strafvollzugseinrichtungen und 
Jugendhäusern,

4. die Entscheidung der Leiter der Strafvollzugseinrichtun­
gen und der Jugendhäuser über den Aufschub und die 
Unterbrechung des Vollzuges sowie die Antragstellung 
der Strafaussetzung auf Bewährung und die Überweisung 
in den allgemeinen bzw. erleichterten Vollzug,

5. die umfassende Vorbereitung der Wiedereingliederung.
(2) Die mit der Aufsicht über den Vollzug beauftragten 

Staatsanwälte sind berechtigt und verpflichtet:
1. von den Leitern der Strafvollzugseinrichtungen und Ju­

gendhäuser Auskünfte über alle den Vollzug und die Vor­
bereitung der Wiedereingliederung betreffenden Fragen 
und Probleme zu verlangen,

2. den Leitern der Strafvollzugseinrichtungen und Jugend­
häuser Weisungen zur Beseitigung festgestellter Rechts­
verletzungen zu erteilen,

3. besondere Vorkommnisse mit Strafgefangenen zu über­
prüfen,

4. in die Vollzugsakten, Erziehungs- und andere den Voll­
zug betreffende Unterlagen Einsicht zu nehmen,

5. Beschwerden und Gesuche Strafgefangener zu bearbeiten 
und mit den Strafgefangenen Aussprachen zu führen,

6. ausgesprochene Disziplinarmaßnahmen, insbesondere die 
Durchführung des Arrestes sowie die Anwendung von 
Sicherungsmaßnahmen zu überprüfen.

K a p i t e l  X

Übergangs- und Schlußbestimmungen
§65

Der Ministerrat sowie der Minister des Innern und Chef 
der Deutschen Volkspolizei erlassen die zur Durchführung 
dieses Gesetzes erforderlichen Bestimmungen.

§66
(1) Strafen mit Freiheitsentzug, deren Verwirklichung am 

Tage des Inkrafttretens dieses Gesetzes bereits eingeleitet war, 
sind auf der Grundlage dieses Gesetzes und der zu seiner 
Durchführung erlassenen Bestimmungen weiter zu voll­
ziehen.

(2) Ab Inkrafttreten dieses Gesetzes erfolgt der Vollzug der 
rechtskräftig ausgesprochenen Arbeitserziehung nach den Be­
stimmungen für den Vollzug der Freiheitsstrafe und der 
rechtskräftig ausgesprochenen Einweisung in ein Jugendhaus 
nach den Bestimmungen der Freiheitsstrafe an Jugendlichen.

(3) Die Dauer dieser Strafen mit .Freiheitsentzug wird be­
grenzt bei einer Verurteilung nach § 249 Abs. I und § 75 StGB 
auf höchstens 2 Jahre, bei einer Verurteilung nach § 249 Abs. 3 
StGB auf höchstens 5 Jahre nach Strafantritt. Der Staatsan­
walt und der Leiter der Strafvollzugseinrichtung bzw. des 
Jugendhauses haben regelmäßig zu prüfen, ob der Erziehungs­
erfolg eingetreten ist und damit die Voraussetzungen für die 
Beendigung der Strafe bestehen. Bei Vorliegen der Vorausset­
zungen für die Beendigung der Strafe sind entsprechende An­
träge an das Gericht zu stellen. Das Gericht beschließt die Be­
endigung, wenn der Erziehungserfolg eingetreten ist.

§67
Die Regelung des § 6 Abs. 3 gilt für den Arbeitseinsatz 

Strafgefangener, der ab Inkrafttreten dieses Gesetzes durch­
geführt wird.

§68
(1) Dieses Gesetz tritt am 5. Mai 1977 in Kraft.
(2) Gleichzeitig treten außer Kraft:

1. Gesetz vom 12. Januar 1968 über den Vollzug der Strafen 
mit Freiheitsentzug und über die Wiedereingliederung 
Strafentlassener in das gesellschaftliche Leben (Strafvoll­
zugs- und Wiedereingliederungsgesetz) — SVWG — (GBl. I 
Nr. 3 S. 109) in der Neufassung vom 19. Dezember 1974 
(GBl. I 1975 Nr. 5 S. 109),

2. Gesetz vom 19. Dezember 1974 zur Änderung des Gesetzes 
über den Vollzug der Strafen mit Freiheitsentzug und 
über die Wiedereingliederung Strafentlassener in das ge­
sellschaftliche Leben (Strafvollzugs- und Wiedereingliede­
rungsgesetz) - SVWG - (GBl. I Nr. 64 S. 607).

Das vorstehende, von der Volkskammer der Deutschen Demokratischen Republik am siebenten April neunzehnhundert­
siebenundsiebzig beschlossene Gesetz wird hiermit verkündet.

Berlin, den siebenten April neunzehnhundertsiebenundsiebzig

Der Vorsitzende des Staatsrates 
- der Deutschen Demokratischen Republik

/ E. H o n e c k e r


